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Ökologische Ausrichtung und soziale Absicherung der Energiewende in 

Österreich 

 

 

 

 

 

 

Der Nationalrat wird ersucht, die bisher sehr erfolgreiche Klima- und Energiepolitik 

der Republik Österreich unter vermehrter Berücksichtigung ökologischer und sozialer 

Aspekte fortzuführen. Zur Erreichung der Ziele ist eine höhere gesellschaftliche 

Akzeptanz erforderlich. Dies kann durch eine gerechte Verteilung der Lasten der 

Klimapolitik und durch eine verbesserte Gewährleistung der BürgerInnenrechte in  den 

Genehmigungsverfahren erreicht werden. 

  

Die Förderung der Erzeugung erneuerbarer Energien soll vermehrt auf den 

nachzuweisenden Beitrag zur Vermeidung von Treibhausgasen und die Verwertbarkeit 

der erzeugten Energie abgestellt werden.  

 

Der im internationalen Vergleich bereits sehr hohe Anteil erneuerbarer Energiequellen 

an der Versorgung Österreichs erlaubt eine stärkere Rücksichtnahme auf Mensch, 

Natur und Landschaft. Dies würde auch zu mehr Akzeptanz und Identifizierung der 

Bevölkerung mit den Maßnahmen zur Erreichung der Klimaziele führen.  

 

Die von der Republik Österreich ratifizierten internationalen Abkommen und die 

Richtlinien der Europäischen Union zu Naturschutz und  Bürgerrechten müssen 

ungeschmälert in den österreichischen Rechtsrahmen Eingang finden und in allen 

Genehmigungsverfahren ohne Einschränkung berücksichtigt werden. 

 

Die Energiewende wird aber auch von äußerst negativen Auswirkungen begleitet, deren 

Korrektur nicht mehr länger aufgeschoben werden darf. Dazu gehören insbesondere die 

Gefährdung der Versorgungssicherheit und die abnehmende Leistbarkeit. Weiters 

zeichnen sich Verstöße gegen die Umweltverträglichkeit ab. 

 

Weitere Informationen: 

  
 http://www.windparkfrei.at/     https://www.facebook.com/windparkfrei 

http://www.windparkfrei.at/
https://www.facebook.com/windparkfrei

